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Reichs⸗Geſetzblatt. 


234. 


Inhalt: Geſetz gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie. S. 351. 


(Nr. 1271.) Geſetz gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie. Vom 
21. Oktober 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


F. 1. 

Vereine, welche durch ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche 
Beſtrebungen den Umſturz der beſtehenden Staats⸗ oder Geſellſchaftsordnung 
bezwecken, ſind zu verbieten. 

Dasſelbe gilt von Vereinen, in welchen ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder 
kommuniſtiſche auf den Umſturz der beſtehenden Staats⸗ oder Geſellſchafts⸗ 
ordnung gerichtete Beſtrebungen in einer den öffentlichen Frieden, insbeſondere 
die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen gefährdenden Weiſe zu Tage treten. 

Den Vereinen ſtehen gleich Verbindungen jeder Art. 


$. 2. 

Auf eingetragene Genoſſenſchaften findet im Falle des §. 1 Abſ. 2 der 
§. 35 des Geſetzes vom 4. Juli 1868, betreffend die privatrechtliche Stellung 
der Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, (Bundes⸗Geſetzbl. S. 415 ff.) 
Anwendung. 

Auf eingeſchriebene Hülfskaſſen findet im gleichen Falle der §. 29 des 
Geſetzes über die eingeſchriebenen Hülfskaſſen vom 7. April 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 125 ff.) Anwendung. 


$. 3. 


Selbſtändige Kaſſenvereine (nicht eingeſchriebene), welche nach ihren Sta⸗ 
tuten die gegenſeitige Unterſtützung ihrer Mitglieder bezwecken, ſind im Falle des 
Reichs- Geſeßöl. 1878. 67 
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$. 1 Abſ. 2 zunächſt nicht zu verbieten, ſondern unter eine außerordentliche ſtaat⸗ 
liche Kontrole zu ſtellen. 

Sind mehrere ſelbſtändige Vereine der vorgedachten Art zu einem Ver⸗ 
bande vereinigt, fo kann, wenn in einem derſelben die im §. 1 Abſ. 2 bezeich⸗ 
neten Beſtrebungen zu Tage treten, die Ausſcheidung dieſes Vereins aus dem 
Verbande und die Kontrole über denſelben angeordnet werden. 

In gleicher Weiſe iſt, wenn die bezeichneten Beſtrebungen in einem Zweig⸗ 
vereine zu Tage treten, die Kontrole auf dieſen zu beſchränken. 


$. 4. 

Die mit der Kontrole betraute Behörde iſt befugt: 

1. allen Sitzungen und Verſammlungen des Vereins beizuwohnen; 

2. Generalverſammlungen einzuberufen und zu leiten; 

3. die Bücher, Schriften und Kaſſenbeſtände einzuſehen, ſowie Auskunft 
über die Verhältniſſe des Vereins zu erfordern; 

4. die Ausführung von Beſchlüſſen, welche zur Förderung der im $. 1 
Abſ. 2 bezeichneten Beſtrebungen geeignet find, zu unterfagen; 

5. mit der Wahrnehmung der Obliegenheiten des Vorſtandes oder anderer 
leitender Organe des Vereins geeignete Perſonen zu betrauen) 


6. die Kaſſen in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. 


K. 5. 


Wird durch die Generalverſammlung, durch den Vorſtand oder durch ein 
anderes leitendes Organ des Vereins den von der Kontrolbehörde innerhalb ihrer 
Befugniſſe erlaſſenen Anordnungen zuwidergehandelt oder treten in dem Vereine 
die im $. 1 Abſ. 2 bezeichneten Beſtrebungen auch nach Einleitung der Kontrole 
zu Tage, ſo kann der Verein verboten werden. 


F. 6. 


Zuſtändig für das Verbot und die Anordnung der Kontrole iſt die Landes⸗ 
polizeibehörde. Das Verbot ausländiſcher Vereine ſteht dem Reichskanzler zu. 

Das Verbot iſt in allen Fällen durch den Reichsanzeiger, das von der 
Landespolizeibehörde erlaſſene Verbot überdies durch das für amtliche Bekannt⸗ 
machungen der Behörde beſtimmte Blatt des Ortes oder des Bezirkes bekannt 
u machen. 
8 Das Verbot iſt für das ganze Bundesgebiet wirkſam und umfaßt alle 
Verzweigungen des Vereins, ſowie jeden vorgeblich neuen Verein, welcher ſachlich 
als der alte ſich darſtellt. 

9 


Auf Grund des Verbots ſind die Vereinskaſſe, ſowie alle für Zwecke des 
Vereins beſtimmte Gegenſtände durch die Behörde in Beſchlag zu nehmen. 
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Nachdem das Verbot endgültig geworden iſt, hat die von der Landes⸗ 
polizeibehörde zu bezeichnende Verwaltungsbehörde die Abwickelung der Geſchäfte 
des Vereins (Liquidation) geeigneten Perſonen zu übertragen und zu überwachen, 
auch die Namen der Liquidatoren bekannt zu machen. 

An die Stelle des in den Geſetzen oder Statuten vorgeſehenen Beſchluſſes 
der Generalverſammlung tritt der Beſchluß der Verwaltungsbehörde. 

Das liquidirte Vereinsvermögen iſt, unbeſchadet der Rechtsanſprüche Dritter 
und der Vereinsmitglieder, nach Maßgabe der Vereinsſtatuten beziehungsweiſe 
der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen zu verwenden. 

Der Zeitpunkt, in welchem das Verbot endgültig wird, iſt als der Zeit⸗ 
punkt der Auflöſung oder Schließung des Vereins (der Kaſſe) anzuſehen. 

Gegen die Anordnungen der Behörde findet nur die Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörden ſtatt. 

§. 8. 


Das von der Landespolizeibehörde erlaſſene Verbot, ſowie die Anordnung 
der Kontrole iſt dem Vereinsvorſtande, ſofern ein ſolcher im Inlande vorhanden 
iſt, durch ſchriftliche, mit Gründen verſehene Verfügung bekannt zu machen. 
Gegen dieſelbe ſteht dem Vereinsvorſtande die Beſchwerde (F. 26) zu. 

Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Woche nach der Zuſtellung der Ver⸗ 
fügung bei der Behörde anzubringen, welche dieſelbe erlaſſen hat. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


§. 9. 


Verſammlungen, in denen ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommu⸗ 
niſtiſche auf den Umſturz der beſtehenden Staats: oder Geſellſchaftsordnung 
gerichtete Beſtrebungen zu Tage treten, ſind aufzulöſen. 

Verſammlungen, von denen durch Thatſachen die Annahme gerechtfertigt 
iſt, daß fie zur Förderung der im erſten Abſatze bezeichneten Beſtrebungen 
beſtimmt ſind, ſind zu verbieten. 

h 1 Verſammlungen werden öffentliche Feſtlichkeiten und Aufzüge gleich⸗ 
geſtellt. 
$. 10. 


Zuſtändig für das Verbot und die Auflöſung iſt die Polizeibehörde. 
Die Beſchwerde findet nur an die Aufſichtsbehörden ſtatt. 


F. 11. 


Druckſchriften, in welchen ſozialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommu⸗ 
niſtiſche auf den Umſturz der beſtehenden Staats⸗ oder Geſellſchaftsordnung 
gerichtete Beſtrebungen in einer den öffentlichen Frieden, insbeſondere die Ein⸗ 
ch der Bevölkerungsklaſſen gefährdenden Weiſe zu Tage treten, find zu 
verbieten. 

Bei periodiſchen Druckſchriften kann das Verbot ſich auch auf das fernere 
Erſcheinen erſtrecken, ſobald auf Grund dieſes Geſetzes das Verbot einer einzelnen 
Nummer erfolgt. 
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le 


Zuftändig für das Verbot ift die Landespolizeibehörde, bei periodiſchen im 
Inlande erſcheinenden Druckſchriften die Landespolizeibehörde des Bezirks, in 
welchem die Druckſchrift erſcheint. Das Verbot der ferneren Verbreitung einer 
im Auslande erſcheinenden periodiſchen Druckſchrift ſteht dem Reichskanzler zu. 

Das Verbot iſt in der im §. 6 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Weiſe bekannt zu 
machen und iſt für das ganze Bundesgebiet wirkſam. 


F. 13. 


Das von der Landespolizeibehörde erlaſſene Verbot einer Druckſchrift iſt 
dem Verleger oder dem Herausgeber, das Verbot einer nicht periodiſch erſcheinenden 
Druckſchrift auch dem auf derſelben benannten Verfaſſer, ſofern dieſe Perſonen 
im Inlande vorhanden ſind, durch ſchriftliche, mit Gründen verſehene Verfügung 
bekannt zu machen. 

Gegen die Verfügung ſteht dem Verleger oder dem Herausgeber, ſowie 
dem Verfaſſer die Beſchwerde (F. 26) zu. 

Die Beſchwerde iſt innerhalb einer Woche nach der Zuſtellung der Ver⸗ 
fügung bei der Behörde anzubringen, welche dieſelbe erlaſſen hat. 

Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 14. 


Auf Grund des Verbots ſind die von demſelben betroffenen Druckſchriften 
da, wo fie ſich zum Zwecke der Verbreitung vorfinden, in Beſchlag zu nehmen. 
Die Beſchlagnahme kann ſich auf die zur Vervielfältigung dienenden Platten 
und Formen erſtrecken; bei Druckſchriften im engeren Sinne hat auf Antrag des 
Betheiligten ſtatt Beſchlagnahme des Satzes das Ablegen des letzteren zu ge⸗ 
ſchehen. Die in Beſchlag genommenen Druckſchriften, Platten und Formen ſind, 
nachdem das Verbot endgültig geworden iſt, unbrauchbar zu machen. 

Die Beſchwerde findet nur an die Aufſichts behörden ſtatt. 


$. 15. 


Die Polizeibehörde iſt befugt, Druckſchriften der im §. 11 bezeichneten Art, 
ſowie die zu ihrer Vervielfältigung dienenden Platten und Formen ſchon vor 
Erlaß eines Verbots vorläufig in Beſchlag zu nehmen. Die in Beſchlag ge⸗ 
nommene Druckſchrift iſt innerhalb vierundzwanzig Stunden der Landespolizei⸗ 
behörde einzureichen. Letztere hat entweder die Wiederaufhebung der Beſchlag⸗ 
nahme ſofort anzuordnen oder innerhalb einer Woche das Verbot zu erlaſſen. 
Erfolgt das Verbot nicht innerhalb dieſer Friſt, ſo erliſcht die Beſchlagnahme 
und müſſen die einzelnen Stücke, Platten und Formen freigegeben werden. 


$. 16. 


Das Einſammeln von Beiträgen zur Förderung von fo ialdemokratiſchen, 
ſozialiſtiſchen oder kommuniſtiſchen auf den Umſturz der Abenden Staats⸗ 
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oder Geſellſchaftsordnung gerichteten Beſtrebungen, ſowie die öffentliche Auf⸗ 
forderung zur Leiſtung ſolcher Beiträge ſind polizeilich zu verbieten. Das Ver⸗ 
bot iſt öffentlich bekannt zu machen. 

Die Beſchwerde findet nur an die Aufſichtsbehörden ſtatt. 


$. 17. 


Wer an einem verbotenen Vereine ($. 6) als Mitglied ſich betheiligt, oder 
eine Thätigkeit im Intereſſe eines ſolchen Vereins ausübt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft. 
Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher an einer verbotenen Verſammlung 
(F. 9) ſich betheiligt, oder welcher nach polizeilicher Auflöſung einer Verſamm⸗ 
lung ($. 9) ſich nicht ſofort entfernt. 

Gegen diejenigen, welche ſich an dem Vereine oder an der Verſammlung 
als Vorſteher, Leiter, Ordner, Agenten, Redner oder Kaſſirer betheiligen, oder 
welche zu der Verſammlung auffordern, iſt auf Gefängniß von Einem Monat 
bis zu Einem Jahre zu erkennen. 


§. 18. 


Wer für einen verbotenen Verein oder für eine verbotene Verſammlung 
Räumlichkeiten hergiebt, wird mit Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 

812. 


Wer eine verbotene Druckſchrift ($$. 11, 12), oder wer eine von der vor- 
läufigen Beſchlagnahme betroffene Druckſchrift ($. 15) verbreitet, fortſetzt oder 
wieder abdruckt, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


F. 20. 


Wer einem nach F. 16 erlaſſenen Verbote zuwiderhandelt, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten be⸗ 
ſtraft. Außerdem iſt das zufolge der verbotenen Sammlung oder Aufforderung 
Empfangene oder der Werth desſelben der Armenkaſſe des Orts der Sammlung 
für verfallen zu erklären. 


K. 21. 


Wer ohne Kenntniß, jedoch nach erfolgter Bekanntmachung des Verbots 
durch den Reichsanzeiger ($$. 6, 12) eine der in den $$. 17, 18, 19 verbotenen 
Handlungen Mh iſt mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit 

aft zu beſtrafen. 
vi Gleche Strafe trifft den, welcher nach erfolgter Bekanntmachung des Ver⸗ 
bots einem nach $. 16 erlaſſenen Verbote zuwiderhandelt. Die Schlußbeſtim⸗ 
mung des F. 20 findet Anwendung. | 
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F. 22. 


Gegen Perſonen, welche ſich die Agitation für die im F. 1 Abſ. 2 bezeich⸗ 
neten Beſtrebungen zum Geſchäfte machen, kann im Falle einer Verurtheilung 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die $$. 17 bis 20 neben der Freiheitsſtrafe auf 
die Zuläſſigkeit der Einſchränkung ihres Aufenthaltes erkannt werden. 

Auf Grund dieſes Erkenntniſſes kann dem Verurtheilten der Aufenthalt 
in beſtimmten Bezirken oder Ortſchaften durch die Landespolizeibehörde verſagt 
werden, jedoch in ſeinem Wohnſitze nur dann, wenn er denſelben nicht bereits 
ſeit ſechs Monaten inne hat. Ausländer können von der Landespolizeibehörde 
aus dem Bundesgebiete ausgewieſen werden. Die Beſchwerde findet nur an die 
Aufſichtsbehörden ſtatt. 

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängniß von Einem Monat bis zu 
Einem Jahre beſtraft. 

9.23. 


Unter den im $. 22 Abſ. 1 bezeichneten Vorausſetzungen kann gegen Gaſt⸗ 
wirthe, Schankwirthe, mit Branntwein oder Spiritus Kleinhandel treibende 
Perſonen, Buchdrucker, Buchhändler, Leihbibliothekare und Inhaber von Leſe⸗ 
kabineten neben der Freiheitsſtrafe auf Unterſagung ihres Gewerbebetriebes 
erkannt werden. 


§. 24. 


Perſonen, welche es ſich zum Geſchäft machen, die im §. 1 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Beſtrebungen zu fördern, oder welche auf Grund einer Beſtimmung 
dieſes Geſetzes rechtskräftig zu einer Strafe verurtheilt worden ſind, kann von 
der Landespolizeibehörde die Befugniß zur gewerbsmäßigen oder nicht gewerbs⸗ 
mäßigen öffentlichen Verbreitung von Druckſchriften, ſowie die Befugniß zum 
Handel mit Druckſchriften im Umherziehen entzogen werden. 

Die Beſchwerde findet nur an die Aufſichtsbehörden ſtatt. 


. 25. 


Wer einem auf Grund des $. 23 ergangenen Urtheil oder einer auf 
Grund des F. 24 erlaſſenen Verfügung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu eintauſend Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten beſtraft. 

$. 26. 


Zur Entſcheidung der in den Fällen der $$. 8, 13 erhobenen Beſchwerden 
wird eine Kommiſſion gebildet. Der Bundesrath wählt vier Mitglieder aus 
ſeiner Mitte und fünf aus den Mitgliedern der höchſten Gerichte des Reichs 
oder der einzelnen Bundesſtaaten. 

Die Wahl dieſer fünf Mitglieder erfolgt für die Zeit der Dauer dieſes 
Geſetzes und für die Dauer ihres Verbleibens in richterlichem Amte. 

Der Kaiſer ernennt den Vorſitzenden und aus der Zahl der Mitglieder 
der Kommiſſion deſſen Stellvertreter. 
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$. 27. 


Die Kommiſſion entſcheidet in der Beſetzung von fünf Mitgliedern, von 
denen mindeſtens drei zu den richterlichen Mitgliedern gehören müſſen. Vor 
der Entſcheidung über die Beſchwerde iſt den Betheiligten Gelegenheit zur münd⸗ 
lichen oder ſchriftlichen Begründung ihrer Anträge zu geben. Die Kommiſſion 
iſt befugt, Beweis in vollem Umfange, insbeſondere durch eidliche Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen, zu erheben oder mittelſt Erſuchens einer 
Behörde des Reichs oder eines Bundesſtaates erheben zu laſſen. Hinſichtlich 
der Verpflichtung, ſich als Zeuge oder Sachverſtändiger vernehmen zu laſſen, 
ſowie hinſichtlich der im Falle des Ungehorſams zu verhängenden Strafen kommen 
die Beſtimmungen der am Sitze der Kommiſſton beziehungsweiſe der erſuchten 
Behörde geltenden bürgerlichen Prozeßgeſetze zur Anwendung. Die Entſchei⸗ 
dungen erfolgen nach freiem Ermeſſen und ſind endgültig. 

Im übrigen wird der Geſchäftsgang bei der Kommiſſion durch ein von 
derſelben zu entwerfendes Regulativ geordnet, welches der Beſtätigung des Bun⸗ 
desraths unterliegt. 


F. 28. 


Für Bezirke oder Ortſchaften, welche durch die im §. 1 Abſ. 2 bezeichneten 
Beſtrebungen mit Gefahr für die öffentliche Sicherheit bedroht ſind, können von 
den Zentralbehörden der Bundesſtaaten die folgenden Anordnungen, ſoweit ſie 
nicht bereits landesgeſetzlich zuläſſig find, mit Genehmigung des Bundesraths 
für die Dauer von längſtens Einem Jahre getroffen werden: 


1. daß Verſammlungen nur mit vorgängiger Genehmigung der Polizei⸗ 
behörde ſtattfinden dürfen; auf Verſammlungen zum Zweck einer aus⸗ 
geſchriebenen Wahl zum Reichstag oder zur Landesvertretung erſtreckt 
ſich dieſe Beſchränkung nicht; 

2. daß die Verbreitung von Druckſchriften auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten nicht ſtatt⸗ 
finden darf; 


3. daß Perſonen, von denen eine Gefährdung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit oder Ordnung zu beſorgen iſt, der Aufenthalt in den Bezirken 
oder Ortſchaften verſagt werden kann; 


4. daß der Beſitz, das Tragen, die Einführung und der Verkauf von 
Waffen verboten, beſchränkt oder an beſtimmte Vorausſetzungen ge⸗ 
knüpft wird. 


Ueber jede auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen getroffene Anord⸗ 
nung muß dem Reichstag ſofort beziehungsweiſe bei ſeinem nächſten Zuſam⸗ 
mentreten Rechenſchaft gegeben werden. 

Die getroffenen Anordnungen ſind durch den Reichsanzeiger und auf die 
für landespolizeiliche Verfügungen vorgeſchriebene Weiſe bekannt zu machen. 

er dieſen Anordnungen oder den auf Grund derſelben erlaſſenen Ver⸗ 
fügungen mit Kenntniß oder nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung zuwider⸗ 
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handelt, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit Haft oder mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 
K 29. 

Welche Behörden in jedem Bundesſtaat unter der Bezeichnung Landes⸗ 
polizeibehörde, Polizeibehörde zu verſtehen ſind, wird von der Zentralbehörde 
des Bundesſtaates bekannt gemacht. 

$. 30. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft und gilt bis 
zum 31. März 1881. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 21. Oktober 1878. 


Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Kaiſers: 
(L. S.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Fürſt v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichskanzler⸗Amt. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


